
  

Opfer hätte verpixelt werden müssen

Boulevardzeitung veröffentlicht das Porträtfoto eines
Verunglückten

Eine Boulevardzeitung berichtet online über einen schweren Verkehrsunfall. Die
Überschrift lautet: „In diesem Auto ertranken Vater (43) und Sohn (9)“. Ein Mann war
gemeinsam mit seinem Stiefsohn bei dichtem Schneetreiben unterwegs, als sein
Auto in einen Fluss stürzte. Beide Insassen starben. Zum Beitrag gestellt ist ein Foto,
das zeigt, wie das verunglückte Auto aus dem Fluss gezogen wird. Eingeklinkt ist ein
Porträtfoto des Vaters. Ein Leser der Zeitung kritisiert, dass die Redaktion das Foto
des Vaters zeige. Dadurch werde der in Ziffer 8 des Pressekodex geforderte
Opferschutz verletzt. Die Rechtsabteilung des Verlages nennt als Quelle des Fotos
Facebook. Der Kollege vor Ort habe das Bild extra an den (zukünftigen) Schwager
des Verstorbenen gesendet und um eine Verifizierung gebeten. Diese sei bestätigt
worden. Später habe sich der Reporter noch zusätzlich telefonisch an die Schwester
des Verstorbenen gewendet, die ihm Details über den Bruder mitgeteilt habe. Weder
der künftige Schwager noch die Schwester des Verunglückten hätten eine
Veröffentlichung untersagt oder darum gebeten, das Foto nicht zu verwenden. Die
Rechtsabteilung spricht von einer Einwilligung der Angehörigen, so dass ein Verstoß
gegen pressethische Grundsätze nicht vorliege.

Der Beschwerdeausschuss stellt einen schweren Verstoß gegen den Schutz der
Persönlichkeit nach Ziffer 8 des Pressekodex fest. Er spricht eine öffentliche Rüge
aus. Ausschlaggebend für die Maßnahme ist die identifizierbare Abbildung des
verstorbenen Vaters unter Nennung des abgekürzten Namens. Die Identität von
Opfern ist nach Richtlinie 8.2 des Kodex besonders zu schützen. Nur weil jemand
zufällig Opfer eines Autounfalls wird, darf er nicht automatisch identifizierbar in den
Medien gezeigt werden. Der Mann war keine Person des öffentlichen Lebens oder
der Zeitgeschichte. Eine Einwilligung der Angehörigen zur Veröffentlichung
persönlicher Details liegt nicht vor. Die Argumentation der Zeitung im Hinblick auf
eine Einwilligung der Angehörigen vermag der Presserat nicht nachzuvollziehen. Die
Verifikation eines Bildes eines Verstorbenen durch Angehörige ist nicht mit einer
Einwilligung gleichzusetzen. Nach dieser hätte die Redaktion explizit fragen müssen.
Das Opfer hätte verpixelt werden müssen. 
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